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Ausgleich der Währungsveriuste in der Europäischen Union 
für die deutsche Landwirtschaft 


A. Problem 

Durch die Währungsturbulenzen in der ersten Jahreshälfte 1995 
sind der deutschen Landwirtschaft Einkommensverluste entstan- 
den. Das EU-Recht räumt nur einen begrenzten Gestaltungsspiel- 
raum für den Ausgleich dieser Währungsverluste ein. 


B. Lösung 

Die aufgrund der aufwertungsbedingten Einkommensverluste 
bereitgestellten Sondermittel im Rahmen der Unfallversicherung 
für 1996 sind möglichst bald bereitzustellen. Künftige Einkom- 
mensverluste durch Währungsveränderungen müssen vermieden 
oder wirksam ausgeglichen werden. Darüber hinaus muß sich die 
Bundesregierung konsequent für die Vollendung der Währungs- 
union einsetzen, weü erst durch deren Verwirkhchung die Wäh- 
rungsprobleme in der Landwirtschaft gelöst werden können. 

Mehrheitliche Annahme im Ausschuß 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 13/3656 - anzunehmen. 


Bonn, den 28. Februar 1996 


Der Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


Peter Harry Carstensen (Nordstrand) 

Vorsitzender 
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Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Dr. Gerald Thalheim 


1. iQeratungsgang 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 83. Sitzung am 

1. Februar 1996 den Antrag auf Drucksache 13/3656 
beraten und federführend an den Ausschuß für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten überwiesen. 

Der federführende Ausschuß hat die Vorlage in sei- 
ner 34. Sitzung am 28. Februar 1996 beraten. 

2. Inhalt der Vorlage 

Die Antragsteller wollen, daß der Deutsche Bundes- 
tag u. a. feststellt, daß durch Währungsturbulenzen 
in der ersten Jahreshälfte der deutschen Landwirt- 
schaft Einkommens Verluste entstanden sind, deren 
Höhe wegen der verschiedenen Einflüsse auf die 
Einkommens entwicklung nicht ex^akt zu ermitteln ist. 

Darüber hinaus hat die Europäische Union aufwen- 
dungsbedingte Einkommensverluste der deutschen 
Landwirtschaft in einem Umfang anerkannt, der als 
Ausgleich Mittelvolumen von insgesamt 830 Mio. 
DM rechtfertigt. Im übrigen soll der Deutsche Bun- 
destag anerkennen, daß sich die Bundesregierung im 
EU- Agrarministerrat im Juni 1995 erfolgreich für die 
Aufwertungsfestigkeit der Reform eingesetzt und 
darüber hinaus zugunsten der deutschen Landwirt- 
schaft einen agrarmonetären Einkommensausgleich 
durchgesetzt hat. 

Ferner soll der Deutsche Bundestag anerkennen, daß 
der deutschen Landwirtschaft aus dem EU-Haushalt 
aufgrund der Währungsverluste für die Jahre 1996 
bis 1998 Mittel von insgesamt 415 Mio. DM bereitge- 
stellt werden. Im vorliegenden Antrag fordern die 
Antragsteller die Bundesregierung auf, die aufgrund 
der aufwendungsbedingten Einkommens Verluste be- 
reitgestellten Sonderinittel im Rahmen der Unfallver- 
sicherung für 1996 möglichst bald bereitzustellen. 
Außerdem soll die Bundesregierung dafür eintreten, 
daß auch künftige Einkommensverluste durch Wäh- 
rungsveränderungen vermieden oder wirksam aus- 
geglichen werden. 

Letztlich möge sich die Bundesregierung konsequent 
für die Vollendung der Währungsunion einsetz en, 
weil sich erst durch deren Verwirklichung die Wäh- 
rungsprobleme in der Landwirtschaft lösen lassen. 
Die Antragsteller unterstrichen noch einmal, daß aus 
Sicht der Landwirtschaft der Eintritt in die Wirt- 
schafts- und Währungsunion zum vorgesehenen 
Zeitpunkt mit einer möghchst großen Zahl von Mit- 
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gliedstaaten zu begrüßen sei. Das Fehlen einer ein- 
heitlichen Währung habe gerade in den letzten 
Jahren wieder einmal zu erheblichen Einkommens- 
verlusten und Wettbewerbsnachteilen der Landwirte 
in den Ländern mit starker Währung - wie in 
Deutschland - geführt. Es habe eines erheblichen 
Einsatzes bedurft, um Schutz- und Ausgleichsmaß- 
nahmen durchzusetzen. 

Im Zuge der Einführung der gemeinsamen Währung 
seien im Agrarbereich eine Reihe von Übergangs - 
maßnahmen zu treffen, die für die Akzeptanz der 
Landwirtschaft wichtig seien. 


3. Beratung im 10. Ausschuß 

Zu dem Antrag hat die Fraktion der SPD im Aus- 
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
einen eigenen Antrag auf Ausschuß-Drucksache 
13/351 eingebracht, mit dem sichergestellt werden 
soll, daß den Berufsgenossenschaften entstehende 
Verwaltungskosten für die Verteilung der Sondermit- 
tel ersetzt werden. Dadurch werde eine Erhöhung 
der umzulegenden Beiträge für die versicherten 
Landwirte vermieden. Ferner werde durch den An- 
trag der Fraktion der SPD sichergestellt, daß zu- 
künftige Ausgleichszahlungen im wesentlichen als 
Fördermittel vorrangig für investive Vorhaben einge- 
setzt würden. 

Dem widersprach die Fraktion der CDU/CSU und 
F.D.P. und unterstrich nochmals die in ihrem Antrag 
vorgebrachten Argumente. Das Fehlen einer einheit- 
lichen Währung habe gerade im letzten Jahr wieder 
einmal zu erheblichen Einkommensverlusten und 
Wettbewerbsnachteilen der Landwirte in Ländern 
mit starker Währung wie in Deutschland geführt. Es 
sei deshalb ein nachhaltiger Ansatz erforderlich, um 
Schutz- und Ausgleichsmaßnahmen durchzusetzen. 

Der Ausschuß hat den Antrag der SPD-Fraktion auf 
Aus schuß- Drucksache 13/351 mit den Stimmen der 
Koahtionsfraktionen bei Abwesenheit der Gruppe 
der PDS mehrheitüch abgelehnt. 

Der Antrag der Koalitionsfraktionen auf Drucksache 
13/3656 wurde mit den Stimmen der Koalitionsfrak- 
tionen gegen die Stimmen der Fraktion der SPD und 
bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN bei Abwesenheit der Gruppe der PDS 
mehrheithch angenommen. 


Dr. Gerald Thaiheim 

Berichterstatter 
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